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Zwischen Gleichberechtigten entscheidet im Mangel einer Verein¬
barung das höhere Alter und erforderlichenfalls das Los.

§ 2S. von der Ausübung des Stimmrechts sind überdem ganz oder
vorübergehend ausgeschlossendiejenigen : n) die öffentliche Armen-
untcrstützung erhalten oder im Laufe der letzten zwei Jahre erhalten
haben fvgl. jedoch das Gesetz über die Einwirkung von Armen-
Unterstützung auf öffentliche Rechte vom 21. März 1910 jGes.° u.
Verordn .-Bl. S. 60j ) ) b) zu deren vermögen Konkurs eröffnet worden
ist, während der Dauer des Konkursverfahrens ) o) denen durch
gerichtliches Urteil die bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit
zur Bekleidung öffentlicher Ämter entzogen worden sind, auf die
Dauer dieser Entziehung ) äs gegen die wegen eines Verbrechens,
wegen dessen auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte oder auf
Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter anerkannt
werden kann oder mutz, die Voruntersuchung over die Eröffnung des
kjauptverfahrens beschlossen ist, ingleichen diejenigen, die sich zur >
Zeit der Wahl in Untersuchungs- oder Strafhaft befinden oder !
zwangsweise in einer öffentlichen Arbeitsanstalt untergebracht war- s
den sind) s) die unter Polizeiaufsicht stehen) k) welche die Abent- !>,
richtung von Staats - oder Gemeindeabgaben, einschließlichder Ab-
gaben zu Schul- und Armenkassen, die innerhalb der letzten zwei ^
Kalenderjahre vor dem Jahre der Wahl fällig geworden sind, ganz
oder teilweise in Rückstand gelassen haben ) Z) welche die Selbstän¬
digkeit verloren haben.

Z 24. Das Stimmrecht ist in Person auszuüben . Für die ansässige ^
Ehefrau stimmt der Ehemann, dafern er für seine Person stimmberech- I
tigt ist und von seinem persönlichen Stimmrecht keinen Gebrauch
machen will.

Niemand kann in derselben Gemeinde ein mehrfaches Stimmrecht
ausüben.

Z 2». Die Wählbarkeit steht jedem stimmberechtigten männlichen 8'
Gemeindeglied zu, welches im Gemeindebezirke seinen wesentlichen W
Wohnsitz hat . Durch Vrtsgesetz kann ansässigen Gemeindemitglie- ^
dern, die im Gemeindebezirke nicht wesentlich wohnhaft find (so- --
genannten Forensen) die Wählbarkeit eingeräumt werden.

Gemeindebcdienstete können nicht zugleich Gemeinderatsmitglic-
der sein.

Königreich Württemberg . I
Gemeindeaiigehörigkeitrgesetzvom lü. Juni 188S. ,

Art. 12. Das Recht der Teilnahme an den Wahlen zu den Ge¬
meindeämtern, das Stimmrecht in sonstigen Gemeindeangelegenheiten
und die Wählbarkeit zu den in Art . I Abf. 2 bezeichneten Ge- ^
meindeämtern steht vorbehältlich der Bestimmungen des 8 31 des
StGB , und der nachfolgenden Art . 14 und 18 denfenigen männlichen
Bürgern zu, welche im Gemeindebezirk wohnen, das 25. Lebens-
jahr zurückgelegthaben und daselbst Steuern aus einem der Bestelle- W
rung dieser Gemeinde unterworfenen vermögen oder Einkommen W
oder wenigstens wohnstcuer entrichten oder, wenn sie gefordert L
würden, zu entrichten hätten . Den im Gcmeindebezirk wohnen- "
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den stehen diejenigen gleich, welche in der Gemeinde mit Staats¬
steuer aus Gemeindeeigentum, Gebäuden oder Gewerben im Min-
dcstbetrag von 2S Mark veranlagt sind.

Vas Recht der Teilnahme an den Wahlen zu Gemeindeämtern
und das Stimmrecht in sonstigen Gcmeindeangelegenhelten kann
nur in Person ausgeübt werden.

Gemeinde- und vezlrksordnnng vom 28. Zull iy«ü.

G em eind eo rd n>u ng.
Art. ll - Die Mitglieder des Gemcindcrats werden von den wahl¬

berechtigten Gemeindebürgern aus ihrer Mitte gewählt.
wer als Mitglied - des Gemeinderates, als Gemeindcbeamtec auf

Grund von Rrt . 199 Rbs. I Ziff. 2 lit. b und Rrt . 2l>9 5lbs. 2
durch Urteil des Dienstes entlassen worden ist, kann auf die Dauer
von fünf Jahren , von dieser Verurteilung an gerechnet, nicht in die
Gemeindekollegien gewählt werden.

Für Gemeinden, welche aus mchrenen Teilgemcinden oder räum¬
lich getrennten Wohnbezirken bestehen, kann durch Gemeindesatzung
bestimmt werden, daß die Stellen im Gemeinderat nach einem vor¬
ausbestimmten Zahlenverhältnis mit Ungehörige» der verschiedenen
Drtc des Gemeindebezirks zu besetzen sind. Die Gemeindesatzung
bedarf der Genehmigung der Rreisregierung . Die Befugnis der
Gemcindebürger zur gleichmäßigen Teilnahme an der Wahl sämt¬
licher Mitglieder des Gemeinderats wird jedoch hierdurch nicht
berührt.

Die Wahl erfolgt auf sechs Jahre . Je nach zwei Jahren scheidet
ein Drittel aus und wird durch eine neue Mahl ersetzt, wobei
die Rustretenden wiedcrgewählt werden können, wird eine Stelle
im Gemeinderat vor dem Eintritt des ordentlichen Wahltags er¬
ledigt, so wird sie erst an diesem Zeitpunkt wieder besetzt, wenn
nicht der Gemeinderat eine frühere wicderbesetzung für nötig er¬
achtet. Sobald die Zahl der Mitglieder des Gemeinderates auf
zwei Drittel der Normalzahl heräbsinkt, muß die Ergänzung vor¬
genommen werde». Die Lrgänzungswahl gilt für den noch übrigen
Teil der Amtszeit der ausgeschiedenen Mitglieder.

Art. qs. Die Mitglieder des Bürgerausschusses werden von den
wahlberechtigten Gemeindcbürgcrn aus ihrer Mitte gewählt.

Die Wahl erfolgt auf vier Jahre . Je nach zwei Jahren scheidet
die ksälfte der Mitglieder aus und wird durch eine neue Wahl
ersetzt, wobei die Rustretenden wiedergcwählt werden können.

Bezirksordnung.
Art. rv . l . wählbar in die Rmtsversammlung und in den Be-

zirksrat sind alle Personen, welche in einer Gemeinde des Be¬
zirks wahlberechtigt sind fRrt . 12 und 14 des Gesetzes vom 16. Juni
1888, betreffend die Gemeindeangehärigkeit sReg.-vl . S. 257/Ijj,
vorbehaltlich der in Rrt . 23 Rbs. 2 getroffenen Bestimmung. 2. wer
als Mitglied der Rmtsversammlung oder des Bezirksrats oder als
Beamter der Rmtskörperschaft auf Grund von Rrt . 67 der gegen.
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wärtigen Gesetzes vgl. mit Art . 199 Abs. I 3iff . 2 lit . b und
Art . 2V9 Abs. 2 der Gemeindeordnung durch Urteil des Dienstes
entlassen worden ist, kann auf die Dauer von fünf Jahren von
dieser Verurteilung an gerechnet weder in die Amtsversammlung
noch in den Bezirksrat gewählt werden. 3. Die nach Ablauf
der Wahlperiode ausscheidenden Mitglieder können wiedergewähltwerden.

Grotzherzogtuin Baden.
Gemeindeorüilung für die nicht unter die Städteordnung fallenden

Gemeinden von, 18. Oktober 141«.
8 iv. wahlberechtigte Einwohner sind die, im Vollbesitze der

Geschäftsfähigkeit und der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen
männlichen, nicht im aktiven Militärdienst stehenden Angehörigen
des Deutschen Reichs, welche mindestens 25 Jahre alt sind und seit
zwei Jahren , vom Tage des Ablaufes der Einspruchsfrist gegen
die Wählerliste zurückgerechnet, n) Einwohner der Gemeindê sind,
b) eine selbständige Lebensstellung haben, o) in der Gemeinde Ge¬
meindeumlagen zu zahlen haben oder in derselben zahlen müßten,
wenn die Gemeinde Umlagen erheben würde, und ck) die ihnen
obliegenden Abgaben an die Gemeinde entrichtet haben. Als selb¬
ständig im Zinne dieses Gesetzes werden diejenigen Personen be¬
trachtet , welche einen eigenen Hausstand haben oder solchen ge¬
habt haben und verwitwet sind oder ein Gewerbe auf eigene Rech¬
nung betreiben oder an direkten ordentlichen jährlichen Staats-
steuern mindestens l7 Mark bezahlen.

von dem Vorhandensein einer zweijährigen Dauer dieser Er¬
fordernisse (Buchstabe a—äs kann durch Bürgerausschnßbeschluß im
einzelnen Falle Nachsicht erteilt werden.

8 lb . Wählbar in den Demeinderat ist jeder bei der Wahl zum
Lürgerausschuß wahlberechtigte bzw. in der Gemeindeversammlung
Stimmberechtigte, dessen Wahl- oder Stimmrecht nicht ruht.

wählbar zum Amte des Bürgermeisters ist jeder männliche An¬
gehörige des Deutschen Reiches, welcher das 25. Lebensjahr zurück¬
gelegt hat und die badische Staatsangehörigkeit besitzt oder er¬
wirbt , sofern er sich in keinen, der Fälle des Z ll Abs. l befindet.

Gesetz Uber die Hechte der Genieinüebürgcr und die Erwerbung des
vilrgerrechts vom 3t . Dezember t8S > mit den durch verschiedene

Gesetze, zuletzt 2d. März 1884, bewirkten Änderungen.
8 t- Die Rechte der Gemeindebürger sind: I. das Recht des stän¬

digen Aufenthalts in der Gemeinde und der Benutzung aller Ge¬
meindeanstalten ' 2. der Stimmgebung bei Gemeindeversammlungen!
3. der Wahlfähigkeit und Wählbarkeit zu allen Gemeindeämtern:
4. der Teilnahme an dem Gemeinde- und Allmendgut, und zwar die
unter Nr . 2, 3 und 4 bezeichneten Rechte nach Vorschrift des Ge¬
setzes über Verfassung und Verwaltung der Gemeinden,' 5. des
Betriebes eines jeden Gewerbes nach Vorschrift der Gesetze.

Denjenigen, die ein angeborenes Bürgerrecht besitzen, das Bür-
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